
Nachtrag Nr. 56

Zu der Satzung der BKK Diakonie; 33617 Bielefeld, vom 01.01.2010, 
die am 01.01.2010 in Kraft getreten ist.

Artikel I

§ 5 Kreis der versicherten Personen

$ 5 Kreis der versicherten Personen wird wie folgt geändert:

I. Zum Kreis der bei der Betriebskrankenkasse versicherten Personen gehören:

a) Arbeitnehmer und zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigte, wenn sie 
versicherungspflichtig oder versicherungsberechtigt sind,

b) alle anderen Versicherungspflichtigen oder Versicherungsberechtigten.

II. Nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 SGB V können versicherungsberechtigte schwerbehinderte 
Menschen der Betriebskrankenkasse nur dann beitreten, wenn sie das 45. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben.

III. Die in Absatz I. und II. genannten Personen können die Betriebskrankenkasse 
unter den in Gesetz und Satzung genannten Voraussetzungen wählen, wenn

a) sie zu dem in § 1 Absatz II und III der Satzung genannten Bereich gehören oder

b) vor Beginn der Versicherungspflicht oder Versicherungsberechtigung zuletzt 
eine Mitgliedschaft oder eine Versicherung nach § 10 SGB V bestanden hat 
oder

c) der Ehegatte oder der Lebenspartner bei der Betriebskrankenkasse versichert 
ist,

d) sie nach § 5 Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 bis Nr. 8 SGB V versicherungspflichtige 
Jugendliche, Teilnehmer an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, 
behinderte Menschen und nach § 5 Absatz 1 Satz 1 Nr. 11 und Nr. 12 SGB V 
oder nach § 9 SGB V versicherte Rentner sowie nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nr. 
4 SGB V versicherte behinderte Menschen sind und ein Elternteil bei der 
Betriebskrankenkasse versichert ist,

e) sie in dem Betrieb beschäftigt gewesen sind, für den die Betriebskrankenkasse 
besteht und nunmehr versicherte Rentner sind,

f) sie bei einer Betriebskrankenkasse/ einem Verband der 
Betriebskrankenkassen beschäftigt sind oder vor dem Rentenbezug beschäftigt 
waren und diese am Wohn- oder Beschäftigungsort des Mitglieds vorhanden 
ist.

IV. Versichert sind Familienangehörige von Mitgliedern, sofern die gesetzlichen 
Voraussetzungen (§ 10 SGB V) erfüllt sind. Sind die gesetzlichen Voraussetzungen 
mehrfach erfüllt, wählt das Mitglied die Krankenkasse.



§ 6 Kündigung der Mitgliedschaft

§ 6 Kündigung der Mitgliedschaft wird wie folgt geändert:

I. Versicherungspflichtige und Versicherungsberechtigte sind an die von ihnen 
gewählte Betriebskrankenkasse mindestens zwölf Monate gebunden. Satz 1 gilt 
nicht bei Ende der Mitgliedschaft kraft Gesetzes. Zum oder nach Ablauf des in Satz 
1 festgelegten Zeitraums ist eine Kündigung der Mitgliedschaft zum Ablauf des 
übernächsten Kalendermonats möglich, gerechnet von dem Monat, in dem das 
Mitglied die Kündigung erklärt. Bei einem Wechsel in eine andere Krankenkasse 
ersetzt die Meldung der neuen Krankenkasse über die Ausübung des Wahlrechts 
die Kündigungserklärung des Mitglieds. Erfolgt die Kündigung, weil keine 
Mitgliedschaft bei einer Krankenkasse begründet werden soll, ist dem Mitglied 
unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von zwei Wochen nach Eingang der 
Kündigungserklärung eine Kündigungsbestätigung auszustellen. Die Kündigung im 
Sinne des Satzes 5 wird wirksam, wenn das Mitglied innerhalb der Kündigungsfrist 
das Bestehen einer anderweitigen Absicherung im Krankheitsfall nachweist.

II. Erhebt die Betriebskrankenkasse nach § 242 Absatz 1 SGB V erstmals einen 
Zusatzbeitrag oder erhöht sie ihren Zusatzbeitragssatz kann die Kündigung der 
Mitgliedschaft abweichend von Absatz 1 Satz 1 bis zum Ablauf des Monats erklärt 
werden, für den der Zusatzbeitrag erstmals erhoben wird oder für den der 
Zusatzbeitragssatz erhöht wird; Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend. Die 
Betriebskrankenkasse hat spätestens einen Monat vor dem in Satz 1 genannten 
Zeitpunkt ihre Mitglieder in einem gesonderten Schreiben auf das Kündigungsrecht 
nach Satz 1, auf die Höhe des durchschnittlichen Zusatzbeitrages nach § 242a 
SGB V sowie auf die Übersicht des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen zu 
den Zusatzbeitragssätzen der Krankenkassen nach § 242 Absatz 5 SGB V 
hinzuweisen. Überschreitet der neu erhobene Zusatzbeitrag oder der erhöhte 
Zusatzbeitragssatz den durchschnittlichen Zusatzbeitragssatz, so sind die 
Mitglieder auf die Möglichkeit hinzuweisen, in eine günstigere Krankenkasse zu 
wechseln. Kommt die Betriebskrankenkasse ihrer Hinweispflicht nach Satz 2 und 
3 gegenüber einem Mitglied verspätet nach, gilt eine erfolgte Kündigung als in dem 
Monat erklärt, für den der Zusatzbeitrag erstmalig erhoben wird oder für den der 
Zusatzbeitragssatz erhöht wird; hiervon ausgenommen sind Kündigungen, die bis 
zu dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt ausgeübt worden sind. Die Hinweispflicht 
der Betriebskrankenkasse nach Satz 2 besteht nicht für eine Erhöhung des 
Zusatzbeitragssatzes, die im Zeitraum vom 1. Januar 2023 bis zum 30. Juni 2023 
wirksam wird. Die Betriebskrankenkassen haben stattdessen spätestens einen 
Monat vor dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt ihre Mitglieder auf andere geeignete 
Weise auf das Kündigungsrecht nach Satz 1 und dessen Ausübung, auf die Höhe 
des durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes nach § 242a SGB V, die Möglichkeit, 
in eine günstigere Krankenkasse zu wechseln sowie auf die Übersicht des 
Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen zu den Zusatzbeitragssätzen der 
Krankenkassen nach § 242 Absatz 5 SGB V hinzuweisen. Satz 4 gilt 
entsprechend.

III. Abweichend von Absatz 1 Satz 1 können Versicherungsberechtigte ihre 
Mitgliedschaft kündigen, weil die Voraussetzungen einer Familienversicherung 
nach § 10 SGB V erfüllt sind. Absatz 1 Satz 6 gilt nicht. Die freiwillige Mitgliedschaft 
endet in diesen Fällen mit Erfüllung der Voraussetzungen der 
Familienversicherung.



IV. Wenn ein Wahltarif nach § 14 gewählt wurde, kann die Mitgliedschaft zur 
Betriebskrankenkasse frühestens unter den Voraussetzungen aus der Anlage zu § 
14 Absatz 3 aber nicht vor Ablauf der Mindestbindungsfrist gemäß § 175 Abs. 4 
Satz 1 SGB V gekündigt werden. Abs. 2 gilt nicht.

Artikel II Inkrafttreten

Der Nachtrag Nr. 56 tritt am 01.01.2023 in Kraft.

33617 Bielefeld, den 01.12.2022

Bern|j Viemeister / Pröf. Ingmarfeteinhart 

Die Vorsitzenden des Verwaltungsrates

Genehmigung
Der vom Verwaltungsrat am 1. Dezember 2022 beschlossene 56. Nachtrag zur Satzung wird 

gemäß § 195 Absatz 1 des Sozialgesetzbuches Fünftes Buch (SGB V) in Verbindung mit § 90 

Absatz 1 des Sozialgesetzbuches Viertes Buch (SGB IV) genehmigt.

Bonn, den H. Dezember 2022 
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